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gilt als Änderung des bestätigten Projektes. Dabei sind 
gleichzeitig die sich hieraus ergebenden Auswirkungen 
(z. B. Betriebspläne, Mehrkosten u. ä.) mit zu bestätigen. 
Bei entstehenden Mehrkosten ist die Finanzierung zu 
regeln.

(4) Die Bestätigung der Planänderungen im Investi­
tionsplan, durch die Bauanteile verändert werden sol­
len, kann durch die zuständigen Organe erst dann er­
folgen, wenn die Zustimmungserklärung der Organe des 
Bauwesens vorliegt. Hierbei ist wie folgt zu verfahren:

a) Bei Planänderungen, die keine Veränderung des 
gesamten Bauanteils und der Leistungen der Bau­
wirtschaft eines Planträgers in einem Bezirk nach 
sich ziehen, ist der Antrag auf Änderung des Bau­
anteils auf dem Vordruck 0301 von den Plan­
trägern an die Bezirksplankommission einzu­
reichen. Das Bezirksbauamt gibt auf dem Vor­
druck 0801 seine Zustimmung über die Bereitstel­
lung der notwendigen Baukapazitäten. Wird das 
betreffende Vorhaben von einem zentralgeleiteten 
Baubetrieb durchgeführt, so ist zusätzlich von den 
Planträgern die Zustimmungserklärung des dem 
Baubetrieb übergeordneten zentralen Organs ein­
zuholen. Erst nach Vorlage der Zustimmungs­
erklärungen wird die Veränderung des Bauanteils 
durch die Bezirksplankommission bestätigt. Die 
Bezirksplankommission hat danach die Baubilanz 
des Bezirkes zu korrigieren.

b) Bei Planänderungen, die Verschiebungen des Bau­
anteils und der Leistungen der Bauwirtschaft 
eines Planträgers zwischen den Bezirken nach sich 
ziehen, ist der Antrag auf Änderung des Bau­
anteils unter Beifügung ’des Vordrucks 0801 von 
den Planträgern an das Ministerium für Bau­
wesen zu richten. Dem Antrag sind beizufügen die 
Zustimmungserklärungen der Bezirksbauämter 
— aufnehmender und abgebender Bezirk — auf Be­
reitstellung der erforderlichen Baukapazität. Wird 
durch die Planänderungen der Einsatz eines zen­
tralgeleiteten Baubetriebes berührt, so ist dem 
Ministerium für Bauwesen von den Planträgern 
außerdem die Zustimmungserklärung des dem 
Baubetrieb übergeordneten zentralen Organs zu 
übergeben. Erst nach Vorlage der Zustimmungs­
erklärungen wird die Veränderung des Bauanteils 
vom Ministerium für Bauwesen bestätigt. Die be­
treffenden Bezirksbauämter werden daraufhin 
unterrichtet. Die Bezirksplankommissionen haben 
danach die Baubilanzen zu korrigieren.

c) Sofern aus der Reserve der zentralen Planträger 
zusätzliche Investitionsvorhaben oder -Objekte 
beauflagt oder die Bauanteile und die Leistungen 
der Bauwirtschaft bei Vorhaben bzw. Objekten, 
die bereits im Plan enthalten sind, erhöht werden 
sollen, so ist,

sofern die Reserve — Bauanteil und Leistungen 
der Bauwirtschaft — bereits im Plan regional 
aufgeteilt ist, entsprechend Buchst, а und, so­
fern die Reserve — Bauanteil und Leistungen 
der Bauwirtschaft — nicht im Plan regional 
aufgeteilt ist, entsprechend Buchst, b 

zu verfahren.

(5) Planänderungen im Investitionsplan müssen vor 
Durchführung der veränderten Investitionsmaßnahmen 
bestätigt vorliegen. Auf den von den Planträgern aus­
zustellenden neuen betrieblichen Investitionsplänen ist 
zu vermerken, wer die Planänderung bestätigt hat.

(6) Die geänderten betrieblichen Investitionspläne 
sind den zuständigen Organen entsprechend den Richt­
linien der Staatlichen Zentralverwaltung für Statistik 
zu übergeben. Der zuständigen Kreisstelle der Staat­
lichen Zentralverwaltung für Statistik ist jede bestä­
tigte Planänderung bei Abgabe der Investitionsbericht­
erstattung zur Registrierung vorzulegen.

(7) Planänderungen, die Auswirkungen auf andere 
Planträger haben (z. B. Folgeinvestitionen), sind vor 
Durchführung mit diesen abzustimmen. Die entspre­
chenden Abstimmungsprotokolle sind den finanzieren­
den Kreditinstituten mit den geänderten betrieblichen 
Investitionsplänen vorzulegen.

(8) Den finanzierenden Kreditinstituten ist bei Vor­
lage der geänderten betrieblichen Investitionspläne der 
Nachweis zu erbringen, daß die abgeschlossenen Ver­
träge für Lieferungen und Leistungen im Umfang und 
in der Terminstellung mit dem neuen Investitionsplan 
in Übereinstimmung gebracht wurden.

(9) Sonstige Änderungen der Pläne der Investitions­
träger, der Planträger und der übergeordneten staat­
lichen Organe, die keine Planänderungen gemäß Abs. 2 
darstellen, entscheiden die jeweiligen Organe in eigener 
Verantwortung. Sofern sich hieraus Veränderungen in 
den betrieblichen Investitionsplänen ergeben oder Bau­
anteile geändert werden sollen, so ist entsprechend den 
Absätzen 4 bis 8 zu verfahren. Zu den sonstigen Um­
stellungen gehören auch Mittelübertragungen zwischen 
den Planträgern im Zusammenhang mit der Übertra­
gung von Investitionsaufgaben.

T e i l  II
Komplexe Planung, Vorbereitung und Durchführung 

von Investitionen
(Zu §§ 6, 11, 15 der Verordnung)

A b s c h n i t t  1 
Grundsatz

§ 13
Die komplexe Planung, Vorbereitung und Durchfüh­

rung von Investitionen erfordert
a) die Koordinierung der Investitionsvorhaben mit 

den Folgeinvestitionen,
b) die Zusammenfassung volkswirtschaftlich wich­

tiger Investitionsaufgaben zu Investitionspro­
grammen.

A b s c h n i t t  2
Die Planung, Vorbereitung und Durchführung 

von Folgeinvestitionen
§ 14

(1) Investitionsvorhaben, die Folgeinvestitionen aüs- 
lösen, werden als Grundinvestitionen bezeichnet.

(2) Die Folgeinvestitionen unterscheiden sich nach:
a) unmittelbaren Folgeinvestitionen,
b) mittelbaren Folgeinvestitionen.

§ 15
(1) Bei der Vorbereitung der Grundinvestition ist die 

gemeinsame Nutzung von Teilen der Grundinvestition 
und Folgeinvestitionen (z. B. Verwaltungsgebäuden, 
Sozialgebäuden, Heizungsanlagen, Anlagen für Trans­
port und Lagerhaltung, Reparaturabteilungen) anderer 
Investitionsvorhaben oder bestehender Betriebe und 
Einrichtungen gleichen Standortes zu sichern.


